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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

über Schattenbanken

(2012/2115(INI))

Das Europäische Parlament,

–
in Kenntnis der Schlussfolgerungen des G20-Gipfels vom 18. Juni 2012, die eine Vollendung der Arbeit zu den Schattenbanken verlangen, um eine vollständige Implementierung der Reformen zu erreichen,

–
unter Hinweis auf seine Entschließung vom 6. Juli 2011 zur Finanz-, Wirtschafts- und Sozialkrise: Empfehlungen in Bezug auf die zu ergreifenden Maßnahmen und Initiativen
,

–
in Kenntnis des am 27. April 2012 veröffentlichten Zwischenberichts der vom FSB eingesetzten Arbeitsgruppe über Repo- und Wertpapierleihgeschäfte und des am selben Tage von der IOSCO veröffentlichten Konsultationsberichts über Geldmarktfonds (MMF),

–
in Kenntnis des Occasional Paper (Nr. 133) der EZB über Schattenbanken im Euro-Raum vom 30. April 2012,

–
in Kenntnis des Grünbuchs der Kommission über Schattenbanken (KOM(2012)0102),

–
in Kenntnis der Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen vom 26. Juli 2012 mit dem Titel „Produktregeln, Liquiditätssteuerung, Depositar, Geldmarktfonds und langfristige Investitionen für OGAW“,

–
in Kenntnis des am 27. Oktober 2011 veröffentlichten Berichts des FSB über die Stärkung von Beaufsichtigung und Regulierung des Schattenbanksystems als Reaktion auf die von den G20 in Seoul im Jahr 2010 und in Cannes im Jahr 2011 ausgesprochenen Einladungen,

–
gestützt auf Artikel 48 seiner Geschäftsordnung,

–
in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Wirtschaft und Währung (A7-0000/2012),

A.
in der Erwägung, dass der Begriff des Schattenbankwesens (SB), so wie er vom FSB definiert wird, das System der Kreditvermittlung abdeckt, das Unternehmen und Tätigkeiten außerhalb des regulären Bankensystems umfasst;

B.
in der Erwägung, dass der FSB schätzt, dass die Größe des weltweiten Schattenbankwesens im Jahr 2010 annähernd € 46 Billionen betrug, ausgehend von € 21 Billionen im Jahr 2002, was 25-30 % des gesamten Finanzsystems und der Hälfte aller Bankaktiva entspricht;

C.
in der Erwägung, dass trotz bestimmter potenzieller positiver Effekte das Schattenbankwesen das System schwächen kann, insbesondere durch Regulierungsarbitrage und erhöhte Systemrisiken;

D.
in der Erwägung, dass Vorschläge zum Schattenbankwesen und der Struktur der Privatkunden- und Investmentsparte der Kreditgeber wichtige Elemente einer europäischen Bankenunion sind;

E.
in der Erwägung, dass das Schattenbankwesen als globales Phänomen eines kohärenten, globalen, regulatorischen Ansatzes auf der Grundlage der FSB-Empfehlungen bedarf;

A.
Definition des Schattenbankwesens
1.
begrüßt das Grünbuch der Kommission als einen ersten Schritt hin zu einer strengeren Überwachung und Beaufsichtigung des Schattenbankwesens; befürwortet den Ansatz der Kommission auf der Grundlage einer indirekten Regulierung des Schattenbankwesens, unterstreicht dabei gleichzeitig das Erfordernis direkter Regulierung einiger seiner Aspekte in funktionaler Weise bei Vermeidung eines Überlappens und Sicherstellung der Konsistenz mit bestehenden Regulierungen;

2.
stimmt mit der Definition des Schattenbankwesens durch den FSB als „eines Systems von Vermittlern, Instrumenten, Unternehmen oder finanziellen Verträgen überein, die eine Kombination von bankähnlichen Funktionen schaffen, die jedoch außerhalb des regulatorischen Bereichs liegen oder einem regulatorischen Regime unterstehen, das entweder leicht ist oder andere Punkte betrifft als Systemrisiken, und ohne Zugang zur Liquidität einer Zentralbank oder Kreditgarantien des öffentlichen Sektors“ überein; unterstreicht die Herausforderung, die mit der Implementierung dieser Definition in einem Überwachungs-, Regulations- und Beaufsichtigungskontext verbunden ist;

B.
Zuordnung der Daten und Analyse
3.
weist darauf hin, dass seit der Krise einige der Praktiken des Schattenbankwesens verschwunden sind; merkt jedoch an, dass die innovative Natur des Schattenbankwesens zu neuen Entwicklungen führen kann, die eine Quelle für Systemrisiken darstellen können, die bekämpft werden sollten; betont daher die Notwendigkeit, mehr und bessere Daten zu den Transaktionen, Marktteilnehmern, Finanzströmen und Verbindungen des Schattenbankwesens zu erheben, um einen vollen Überblick über diesen Sektor zu erlangen;

4.
ist der Ansicht, dass ein vollständigerer Überblick und eine bessere Überwachung und Analyse die Identifizierung sowohl der Aspekte des Schattenbankwesens erlauben wird, die günstige Auswirkungen auf die Realwirtschaft haben, als auch der, die zu Bedenken in Bezug auf Systemrisiken oder Regulierungsarbitrage Anlass geben; betont die Notwendigkeit stärkerer Verfahren zur Risikobewertung, Offenlegung und Beaufsichtigung für alle Institutionen, die ein konzentriertes Risikoprofil aufweisen;

5.
unterstützt deshalb als einen ersten Schritt die Erstellung einer zentralen EU-Datenbank über Euro-Repo-Geschäfte durch die EZB und fordert die Kommission dazu auf, einen Legislativvorschlag für die Erstellung einer solchen Datenbank bis zum Ende des Jahres 2013 nach Durchführung einer Machbarkeitsstudie vorzulegen;

6.
betont weiterhin die Notwendigkeit, einen vollständigeren Überblick über Risikotransfers durch Finanzinstitutionen zu erlangen, um festzustellen, wer was von wem gekauft hat und wie die übertragenen Risiken abgesichert sind; fordert die Kommission daher auf, eine Studie (zu Anfang des Jahres 2013) durchzuführen und einen Bericht (Mitte des Jahres 2013) vorzulegen, der die Machbarkeit der Einrichtung eines öffentlichen, nicht gewinnorientierten Dienstprogramms in Form eines Zentralregisters für Risikotransfers betrifft, das dazu in der Lage sein sollte, Risikotransferdaten in Echtzeit zu erfassen und zu überwachen;

7.
betont, dass diese neuen Aufgaben ein ausreichendes Niveau neuer Ressourcen erfordern;

C.
Bekämpfung der Systemrisiken des Schattenbankwesens
8.
betont, dass einige der Tätigkeiten und Unternehmen des Schattenbankwesens je nach Land reguliert oder nicht reguliert sein können; merkt weiterhin an, dass die gegenseitige finanzielle Abhängigkeit des Banksektors von den Unternehmen des Schattenbankwesens gegenwärtig zu stark ist; 

9.
betont, dass der Bericht des Ausschusses für Wirtschaft und Währung über CRD IV
, der zurzeit mit dem Rat diskutiert wird, einen wichtigen Schritt darstellt, um das Schattenbankwesen in positiver Weise durch die Auferlegung von Eigenkapitalanforderungen für die Liquiditätslinien für strukturierte Anlageinstrumente und Zwischengesellschaften und durch Festlegung der Obergrenze für Großkredite für alle nicht regulierten Unternehmen auf 25 % der Eigenmittel anzugehen;

10.
ist weiterhin der Ansicht, dass die vorgeschlagene Ausdehnung der CRD IV auf Finanzunternehmen ohne Einlagengeschäft, die nicht unter die Definition in den Eigenkapitalanforderungen (CRR) fallen, erforderlich ist; 

11
betont die Notwendigkeit, zu gewährleisten dass alle Unternehmen des Schattenbankwesens, die von Banken getragen werden oder mit einer Bank verbunden sind, zum Zweck einer aufsichtsbezogenen Konsolidierung in die Bilanz der Bank aufgenommen werden; fordert die Kommission auf, zu Beginn des Jahres 2012 Mittel zu untersuchen, um sicherzustellen, dass Unternehmen, die nicht nach dem maßgeblichen Regelwerk der Rechnungslegung konsolidiert werden, aufsichtsbezogen konsolidiert werden;

12.
unterstreicht die Notwendigkeit, eine größere Transparenz der Struktur und der Tätigkeit von Finanzinstitutionen sicherzustellen; fordert die Kommission auf, unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Liikanen-Berichts Rechtsvorschriften vorzuschlagen, um Geschäftsbanken und Investmentbanken zu trennen, insbesondere um die Finanzierung von Schattenbankaktivitäten mit Spareinlagen zu verhindern; 

13.
nimmt die Bedeutung des Repo- und Wertpapierleihmarkts zur Kenntnis; fordert die Kommission auf, zu Beginn des Jahres 2013 Maßnahmen zu treffen, um sowohl die Transparenz zu erhöhen als auch den Aufsichtsbehörden die Möglichkeit zu geben, Mindestsicherheitsabschläge oder Margen für die Märkte für gesicherte Finanzierungen festzusetzen;

14.
ist der Ansicht, dass mit der Verbriefung verbundene Anreize angemessen behandelt werden müssen; fordert die Kommission dazu auf, den Verbriefungsmarkt zu untersuchen und spätestens zu Beginn des Jahres 2013 einen Legislativvorschlag für eine Begrenzung dafür vorzulegen, wie viele Male ein Finanzprodukt verbrieft werden darf; fordert sie dazu auf, denjenigen (z. B. Verkäufern oder Sponsoren) besondere Anforderungen aufzuerlegen, die die Verbriefung durchführen, um einen Teil der mit der Verbriefung verbundenen Risiken zu begrenzen und Maßnahmen zur Erreichung von Transparenz durchzuführen, indem ein externer Gutachter für die zugrunde liegenden Aktiva und sowohl eine Standardisierung der Verbriefungsprodukte als auch Schlichtungsverfahren eingeführt werden;

15.
anerkennt die wichtige Rolle, die Geldmarktfonds (MMF) bei der kurzfristigen Finanzierung von Finanzinstitutionen und bei der Ermöglichung der Risikodiversifizierung erfüllen; anerkennt die unterschiedliche Rolle und Struktur der in der EU und in den USA beheimateten MMF; anerkennt, dass die ESMA-Leitlinien aus dem Jahr 2010 den MMF strengere Standards auferlegen (Kreditqualität, Fälligkeit der zugrunde liegenden Wertpapiere und bessere Offenlegung gegenüber den Investoren); merkt jedoch an, dass einige MMF, insbesondere solche, die Investoren einen stabilen Nettobestandswert bieten, durch einen massiven Ansturm verwundbar sind; betont daher, dass zusätzliche Maßnahmen getroffen werden müssen, um die Belastbarkeit dieser Fonds zu stärken und das Liquiditätsrisiko abzudecken; lädt die Kommission dazu ein, zu Beginn des Jahres 2013 eine Gesetzesvorlage vorzulegen, die von den MMF verlangt, entweder einen variablen Bestandswert mit einer täglichen Bewertung anzunehmen oder, wenn ein konstanter Wert beibehalten wird, Kapitalanforderungen zu unterliegen;

16.
anerkennt die Vorteile, die Exchange Traded Funds (ETF) bieten, indem sie Kleinanlegern Zugang zu einer breiteren Palette von Vermögenswerten (wie insbesondere Waren) bieten, betont jedoch die Risiken, die mit ETF im Hinblick auf Komplexität, Kontrahentenrisiko, Liquidität der Produkte und möglicher Regulierungsarbitrage verbunden sind; fordert die Kommission daher auf, zu Beginn des Jahres 2013 einen Legislativvorschlag vorzulegen, der diese potenziellen strukturellen Schwachstellen bekämpft;

17.
beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission zu übermitteln.

BEGRÜNDUNG

Seit dem Beginn der Finanzkrise im Jahr 2007 haben die G20 eine ganze Reihe von regulatorischen Maßnahmen beschlossen, um das Finanzsystem sicherer und tragfähiger zu machen. Seitdem wurden neben vielen anderen Maßnahmen die Kapitalanforderungen für Finanzinstitutionen verstärkt, ein erster Schritt hin zu einer strengeren Regulierung der Ratingagenturen wurde unternommen und eine neue Architektur für die Finanzaufsicht entwickelt. Gleichwohl oder vielleicht auch aufgrund dieser neuen regulatorischen Rahmenwerke wird ein großer Teil der Kreditvermittlung immer noch nicht ausreichend überwacht und ist nur unzureichend geregelt. Das Schattenbankwesen erfolgt als solches über Unternehmen oder finanzielle Verträge, die eine Kombination von bankähnlichen Funktionen schaffen, die jedoch außerhalb des regulatorischen Bereichs liegen oder einem regulatorischen Regime unterstehen, das entweder leicht ist oder andere Punkte betrifft als Systemrisiken und ohne Zugang zur Liquidität einer Zentralbank oder Kreditgarantien des öffentlichen Sektors. Körperschaften wie SPV, Conduits, Special Investment Vehicles, MMF, ETF und Investmentfonds sind nach dem Grünbuch der Europäischen Kommission eventuell als Schattenbanken anzusehen. Bei der Tätigkeit der Schattenbanken unterscheidet die Europäische Kommission zwischen Repo-Geschäften, Wertpapierleihgeschäften und Verbriefung.

Da es sich um ein weltweites Phänomen handelt, hat der Rat für Finanzstabilität (FSB) die Führung bei einer besseren Überwachung und Regulierung des Schattenbankwesens übernommen. Fünf verschiedene Arbeitsgruppen wurden zu unterschiedlichen Aspekten des Schattenbankwesens eingesetzt. Der Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht (BCBS) wird sich damit beschäftigen, wie die Interaktion zwischen Banken und Unternehmen des Schattenbankwesens weiter reguliert werden kann; die Internationale Organisation der Börsenaufsichtsbehörden (IOSCO) wird an einer Regulierung zur Entschärfung der Systemrisiken (einschließlich der Gefahr von „Runs“) der Geldmarktfonds (MMF) arbeiten; die IOSCO wird mithilfe des BCBS eine Bewertung der vorhandenen Anforderungen an Verbriefungen durchführen; eine Untergruppe des FSB wird die Regulierung anderer Unternehmen des Schattenbanksektors untersuchen, und eine andere Untergruppe des FSB wird sich mit Wertpapierleihgeschäften und Repo-Geschäften befassen.

Nach der Veröffentlichung des Endergebnisses der verschiedenen Arbeitsgruppen wird der FSB einige Empfehlungen zur Bekämpfung des Schattenbankwesens vorstellen. Im Gefolge der vom FSB initiierten Arbeiten hat die Europäische Kommission zu einem früheren Zeitpunkt dieses Jahres ein Grünbuch über das Schattenbankwesen vorgestellt, das sich auf die potenziellen Risiken des Schattenbankwesens in der EU konzentriert und wie diese aus regulatorischer Sicht zu bewältigen sind.

Es ist offensichtlich, dass das Schattenbankwesen nicht für sich selbst existiert. In der Tat wurden Banken während der Krise nicht nur durch die allgemeinen Marktverwerfungen beeinträchtigt, sondern auch dadurch, dass sie dem Schattenbanksektor ausgesetzt waren. Banken investierten in verbriefte Produkte (als Investoren refinanzierten Banken diese verbrieften Produkte, indem sie sie als Besicherung bei Repo-Geschäften verwendeten) und unterstützten viele Unternehmen des Schattenbanksektors in Form von Kreditgarantien. Trotz des möglichen positiven Effekts der Verbriefung blieben die Banken mit den außerbilanzmäßigen Unternehmen verwoben und trugen den größten Teil der Verluste. In Wirklichkeit begann die Finanzkrise, als dem Markt klar wurde, dass die Verbriefung von Krediten falschen Anreizen unterlag und zu niedrigen Standards beim Wertpapierverleih führte (z. B. Subprime-Kredite). Die SIV und Asset-backed Commercial Paper (ABCP) Conduits und andere Zweckgesellschaften, die die verbrieften Produkte kauften, konnten ihre Finanzierung nicht verlängern und mussten von ihren Sponsoren, in erster Linie Banken, gerettet werden. Hedgefonds, Banken und andere Institutionen, die in verbriefte Produkte investiert hatten, erlitten große Verluste durch Neubewertungen. Diese Hedgefonds und Banken finanzierten ihre Investitionen in verbrieften Produkte über Repo-Geschäfte, wobei ihnen diese verbrieften Produkte als Sicherheiten dienten. Als der Wert der verbriefte Produkte, insbesondere derjenigen, die Subprime-Kredite enthielten, fiel, erhöhten die Kontrahenten der Repo-Geschäfte die Risikoabschläge auf Sicherheiten (was die Schuldner dazu zwang, mehr Sicherheiten bereitzustellen) oder weigerten sich, die Finanzierung zu verlängern. Dies trug zur Insolvenz des Schuldners (wie bei Lehman) bei oder zwang das Mutterinstitut, massive Unterstützung zu leisten (so wie Bear Stearns für seine Hedgefonds).

Deshalb muss die Vernetzung zwischen „traditionellen Banken“ und außerbilanzmäßigen Zweckgesellschaften und Tätigkeiten transparenter gemacht und aus regulatorischer Perspektive angegangen werden. 

Trotz dieser potenziell gefährlichen Vernetzung ist es die Meinung Ihres Berichterstatters, dass einige der vom FSB als Schattenbankwesen bezeichneten Unternehmen und Tätigkeiten für die reguläre Wirtschaft Vorteile haben und Wachstum fördern können, indem sie zu einer besseren Risikoverteilung außerhalb des traditionellen Bankensektors beitragen. Eine bessere Risikoverteilung kann jedoch nur dann für die reguläre Wirtschaft von Vorteil sein, wenn sie bei voller Transparenz und ohne Erhöhung des Systemrisikos stattfindet. Deshalb sollte eine klare Trennung zwischen den Ursprungsbanken und den die Verbriefung vornehmenden SPV bestehen. Wir sollten zwischen den erwünschten und den unerwünschten Wirkungen des Schattenbankwesens unterscheiden. 

Wie das Grünbuch der Kommission hervorhebt, wurden bereits verschiedene Maßnahmen getroffen, um die vom Schattenbanksektor verursachten Systemrisiken zu bekämpfen. Der Markt hat auch reagiert, und seit Beginn der Krise sind einige der Praktiken des Schattenbanksektors verschwunden. Die innovative Natur des Schattenbankwesens kann allerdings zu neuen Entwicklungen führen, die eine Quelle für Systemrisiken darstellen können, die bekämpft werden sollten. Um hier angemessen vorgehen zu können, sollten die erforderlichen Überwachungsinstrumente entwickelt werden, um ein konkretes Bild des gesamten Systems der Kreditvermittlung zu erhalten.

Erstens sind für einen vollständigen Überblick über die Landschaft der Schattenbanken mehr und verlässlichere Daten und Analysekapazitäten erforderlich. Ich meine, dass die EZB (mit dem ESRB) in dieser Hinsicht eine wichtige Rolle spielen sollte. Die Initiative für einen Speicher mit Daten über Repo-Geschäfte kann ein entscheidender Schritt hin zu mehr Transparenz sein. Darüber hinaus sollte, um die Risikotransfers im Finanzsektor ans Licht zu bringen und zu identifizieren, wer was von wem gekauft hat und wie die übertragenen Risiken abgesichert sind, die Machbarkeit der Einrichtung eines öffentlichen Dienstprogramms von der Europäischen Kommission dringend erwogen werden.

Zweitens sollte diese Datenzuordnungsübung die Möglichkeit eröffnen, die Aspekte des Schattenbankwesens zu identifizieren, die vorteilhafte Effekte für die Realwirtschaft haben und die, die ein Systemrisiko darstellen oder zu Bedenken in Bezug auf Regulierungsarbitrage Anlass geben, wie übermäßige Übertragung von Fälligkeiten und Liquidität, Hebeleffekte und Regulierungsarbitrage.

Wenn diese Systemrisiken erst einmal identifiziert sind, sollten sie durch verbesserte Überwachung und regulative Reaktionen angegangen werden. Ihr Berichterstatter ist deshalb der Ansicht, dass folgende Vorschläge in den kommenden Monaten ernsthaft erwogen werden sollten/könnten:

A. Entsprechend der vom Ausschusses für Wirtschaft und im CRD-IV-Bericht vertretenen Linie, Eigenkapitalanforderungen für die Liquiditätslinien für strukturierte Anlageinstrumente und Zwischengesellschaften (Structured Investment Vehicles/SIV und Conduits) aufzuerlegen und die Obergrenze für Großkredite für alle nicht regulierten Unternehmen auf 25 % der Eigenmittel festzulegen; außerdem sollte ernsthaft erwogen werden, die CRD-IV-Anforderungen auf Unternehmen, die keine Banken sind, auszudehnen.

B. Um Bankbilanzen verlässlicher zu machen, die Kommission dazu auffordern, zu Beginn des Jahres 2013 zu untersuchen, auf welche Weise sichergestellt werden kann, dass Unternehmen, die nicht nach dem maßgeblichen Regelwerk der Rechnungslegung konsolidiert werden, aufsichtsbezogen konsolidiert werden.

C. Der Berichterstatter fordert darüber hinaus die Europäische Kommission auf, einen Legislativvorschlag für die Trennung der Privatkunden- und Investmentaktivitäten von Banken vorzulegen.

D. Der Repo- und Wertpapierleihmarkt erfüllt eine wichtige Funktion bei der Finanzierung der Finanzinstitutionen. Allerdings ist mehr Transparenz unbedingt erforderlich. Deshalb sollte es den Aufsichtsbehörden gestattet werden, Mindestsicherheitsabschläge oder Margen für die Märkte für besicherte Finanzierungen festzusetzen.

E. Die Methode der Verbriefung kann positive Wirkungen auf die Risikoverteilung haben. Mehr Transparenz ist jedoch unbedingt erforderlich. Deshalb sollte die Europäische Kommission zu Beginn des Jahres 2013 einen Legislativvorschlag für eine Begrenzung dafür vorlegen, wie viele Male ein Finanzprodukt verbrieft werden darf. Außerdem müssen mehr Schritte sowohl in die Richtung einer Standardisierung von Verbriefungsprodukten als auch zur Auferlegung strengerer Anforderungen an die Begrenzung von Risiken unternommen werden.

F. Geldmarkfonds haben in der Finanzkrise eine wichtige Rolle gespielt. Der Berichterstatter anerkennt die Unterschiede zwischen Geldmarkfonds in der EU und den USA. Er fordert die Europäische Kommission auf, zu Beginn des Jahres 2013 einen Legislativvorschlag vorzulegen, der von den MMF verlangt, entweder einen variablen Bestandswert mit einer täglichen Bewertung anzunehmen oder von MMF, die einen konstanten Wert beibehalten, zu verlangen, dass sie sich Kapitalanforderungen unterwerfen.

G. Der Berichterstatter anerkennt die Bedeutung von Exchange Traded Funds als Investitionsinstrument. ETF führen jedoch Risiken im Hinblick auf Komplexität, Kontrahentenrisiko, Liquidität der Produkte und mögliche Regulierungsarbitrage mit sich. Ein Legislativvorschlag sollte zu Beginn des Jahres 2013 diese strukturellen Schwachstellen angehen.

� Angenommene Texte, P7_TA(2011)0331.


� Angenommene Texte, P7_TA(2012)0000 und P7_TA(2012)0000.
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